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Entwurf eines Gesetzes 
über technische Assistenten in der Medizin 
(MTA-G) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


I. ABSCHNITT 
Die Erlaubnis 

§ 1 

Der Erlaubnis bedarf, wer eine Tätigkeit unter der 
Berufsbezeichnung 

1. „medizinisch-technischer Laboratoriumsassi- 
stent" oder „medizinisch-technische Laborato- 
riumsassistentin", 

2. „medizinisch-technischer Radiologieassistent" 
oder „medizinisch-technische Radiologieassi- 
stentin" oder 

3. „veterinärmedizinisch-technischer Assistent" 
oder „veterinärmedizinisch-technische Assi- 
stentin" 

ausüben will. 

§ 2 

Eine Erlaubnis nach § 1 wird erteilt, wenn der 
Antragsteller 

1. das 18. Lebensjahr vollendet hat, 

2. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht 
hat, aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur 
Ausübung des Berufs ergibt, 

3. nicht wegen eines körperlichen Gebrechens, 
wegen Schwäche seiner geistigen oder körper- 
lichen Kräfte oder wegen einer Sucht zur Aus- 
übung des Berufs unfähig oder ungeeignet ist, 

4. in der Fachrichtung, für die die Erlaubnis be- 
antragt wird, nach einem zweijährigen Lehr- 
gang die staatliche Prüfung bestanden hat. 

§ 3 

(1) Die Erlaubnis zur Ausübung einer Tätigkeit 
unter der Berufsbezeichnung „medizinisch-techni- 
scher Laboratoriumsassistent" oder „medizinisch- 
technische Laboratoriumsassistentin" wird ab- 
weichend von § 2 Nr. 4 auch erteilt, 

1. einem Antragsteller, der eine Erlaubnis 
nach § 1 Nr. 2 besitzt, wenn er nach einem 


einjährigen Lehrgang die staatliche Prü- 
fung für medizinisch-technische Laborato- 
riumsassistenten bestanden hat, 

2. einem Antragsteller, der eine Erlaubnis 
nach § 1 Nr. 3 besitzt, wenn er nach einem 
Ergänzungslehrgang von drei Monaten 
die staatliche Ergänzungsprüfung für medi- 
zinisch-technische Laboratoriumsassisten- 
ton bestanden hat. 

(2) Die Erlaubnis zur Ausübung einer Tätigkeit 
unter der Berufsbezeicbnung „medizinisch-techni- 
scher Radiologieassistent" oder „medizinisch-tech- 
nische Radiologieassistentin" wird abweichend von 
§ 2 Nr. 4 auch einem Antragsteller erteilt, der eine 
Erlaubnis nach § 1 Nr. 1 oder nach § 1 Nr. 3 besitzt, 
wenn er nach einem einjährigen Lehrgang die staat- 
liche Prüfung für medizinisch-technische Radiologie- 
assistenten bestanden hat. 

(3) Die Erlaubnis zur Ausübung einer Tätigkeit 
unter der Berufsbezeichnung „veterinärmedizinisch- 
technischer Assistent" oder „veterinärmedizinisch- 
technische Assistentin" wird abweichend von § 2 
Nr. 4 auch erteilt, 

1. einem Antragsteller, der eine Erlaubnis 
nach § 1 Nr. 2 besitzt, wenn er nach einem 
einjährigen Lehrgang die staatliche Prü- 
fung für veterinärmedizinisch-technische 
Assistenten bestanden hat, 

2. einem Antragsteller, der eine Erlaubnis 
nach § 1 Nr. 1 besitzt, wenn er nach einem 
Ergänzungslehrgang von drei Monaten die 
staatliche Ergänzungsprüfung für veteri- 
närmedizinisch-technische Assistenten be- 
standen hat. 


§ 4 

Eine außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes erworbene abgeschlossene Ausbildung gilt 
als Ausbildung im Sinne dieses Gesetzes, wenn die 
Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes nachge- 
wiesen ist. 


§ 5 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei 
ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen nach § 2 
Nr. 2 und 3 nicht Vorgelegen hat, in der betreffenden 
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Fachrichtung die staatliche Prüfung nicht bestanden 
oder die Ausbildung nach § 4 nicht abgeschlossen 
war. 

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich die Voraussetzung nach § 2 Nr. 2 weggefal- 
len ist. 

(3) Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn 
nachträglich eine der Voraussetzungen nach § 2 Nr. 3 
weggefallen ist. 

§ 6 

In den Fällen der Rücknahme oder des Widerrufs 
einer Erlaubnis ist der Betroffene vorher zu hören. 

§ 7 

(1) Die Lehrgänge nach diesem Gesetz werden 
an Lehranstalten durchgeführt, die als zur Ausbil- 
dung geeignet staatlich anerkannt sind. Sie umfas- 
sen jeweils eine theoretische und praktische Aus- 
bildung. 

(2) Zu den Lehrgängen nach § 2 Nr. 4 wird zuge- 
lassen, wer eine abgeschlossene Realschulbildung 
oder eine andere gleichwertige Ausbildung nach- 
weist. 

(3) Die zuständige Behörde hat auf Antrag eine 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes abgeleistete 
nicht abgeschlossene Ausbildung als medizinisch- 
technischer Assistent einer der drei von diesem 
Gesetz erfaßten Fachrichtungen auf einen Lehrgang 
in einer anderen Fachrichtung anzurechnen, soweit 
die Ausbildung der für diesen Lehrgang vorge- 
schriebenen Ausbildung gleichwertig ist. 

(4) Darüber hinaus kann die zuständige Behörde 
eine Ausbildung, die nicht nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes abgeleistet ist, jedoch inhaltlich ganz 
oder teilweise mit einer Ausbildung nach diesem 
Gesetz übereinstimmt, auf einen Lehrgang nach 
diesem Gesetz anrechnen, soweit die erworbene 
Ausbildung der für diesen Lehrgang vorgeschrie- 
benen Ausbildung gleichwertig ist. 


§ 8 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen regelt 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates in Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 
für medizinisch-technische Laboratoriumsassistenten, 
für medizinisch-technische Radiologieassistenten und 
für veterinärmedizinisch-technische Assistenten die 
Mindestanforderungen an die Lehrgänge und das 
Nähere über die staatlichen Prüfungen und Ergän- 
zungsprüfungen. Dabei ist für die zweijährigen Lehr- 
gänge für die drei von diesem Gesetz erfaßten Fach- 
richtungen (§ 2 Nr. 4) eine inhaltlich übereinstim- 
mende Grundausbildung von sechs Monaten zu Be- 
ginn des Lehrgangs vorzusdireiben. In der Rechts- 
verordnung ist ferner die Anrechnung von Unter- 
brechungen auf den Lehrgang zu regeln. 
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II. ABSCHNITT 
Vorbehaltene Tätigkeiten 

§ 9 

(1) Auf dem Gebiet der Humanmedizin dürfen 

1. die folgenden Tätigkeiten nur von Per- 
sonen mit einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 1 
ausgeübt werden: 

a) Hilfeleistungen bei feingeweblichen 
und cytologischen Untersuchungen, 

b) Arbeiten auf dem Gebiet der klinischen 
Chemie, 

c) Arbeiten auf dem Gebiet der Häma- 
tologie, 

d) Arbeiten auf dem Gebiet der Mikro- 
biologie (einschließlich Parasitologie) 
und auf dem Gebiet der Serologie. 

Zu den unter a bis d genannten Tätigkei- 
ten zählen nicht einfache vorbereitende 
Tätigkeiten, einfache qualitative und quan- 
titative Untersuchungen von Körperflüs- 
sigkeiten und Ausscheidungen, die Fär- 
bung von Blutausstrichen, die Zählung der 
roten und weißen Blutkörperchen und die 
Bestimmung des Hämoglobins, Nährboden- 
technik sowie einfache serologische Unter- 
suchungen, soweit dabei nicht mit leben- 
den Antigenen gearbeitet wird; 

2. die folgenden Tätigkeiten nur von Perso- 
nen mit einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 2 aus- 
geübt werden: 

Hilfeleistungen bei der Anwendung ener- 
giereicher ionisierender Strahlen und bei 
der Anwendung radioaktiver Stoffe. Hier- 
zu zählen nicht Hilfeleistungen bei Rönt- 
genaufnahmen mit Schirmbildgeräten, die 
mit bauart-geprüften Schutzkabinen aus- 
gestattet sind, so daß bei der höchsten vor- 
gesehenen Aufnahmezahl die Ortsdosis 
von 0,1 R je Woche an allen Arbeits- und 
Aufenthaltsplätzen des Personals nicht 
überschritten wird. 

(2) Auf dem Gebiet der Veterinärmedizin dürfen 
die folgenden Tätigkeiten nur von Personen mit 
einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 3 ausgeübt werden; 

1. Arbeiten, die den in Absatz 1 Nr. 1 ge- 
nannten entsprechen und 

2. Arbeiten auf dem Gebiet der Untersuchung 
von Lebensmitteln tierischer Herkunft. 
Hierzu zählen nicht einfache vorbereitende 
Tätigkeiten und Hilfeleistungen. 


§ 10 

§ 9 findet keine Anwendung auf 

1. Personen, die auf Grund einer abgeschlossenen 
Hochschulbildung über die erforderlichen Fach- 
kenntnisse zur Ausübung der genannten Tätig- 
keiten verfügen. 
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2. Personen, die sich in einer die erforderlichen 
Fachkenntnisse vermittelnden beruflichen Aus- 
bildung befinden, soweit sie Arbeiten ausfüh- 
ren, die ihnen im Rahmen ihrer Ausbildung 
übertragen sind, 

3. Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 3, 
die eine vorbehaltene Tätigkeit auf einem der 
in § 9 Abs. 1 Nr. 1 genannten Gebiete ausüben, 
wenn sie nach dem Erwerb der Erlaubnis wäh- 
rend eines Zeitraumes von zwei Monaten unter 
Aufsicht einer der in Nummer 1 genannten 
Personen auf diesem Gebiet tätig gewesen 
sind, 

4. Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 1, 
die eine vorbehaltene Tätigkeit auf einem der 
in § 9 Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung mit § 9 Abs. 1 
Nr. 1 oder § 9 Abs. 2 Nr. 2 genannten Gebiete 
ausüben, wenn sie nach dem Erwerb der Er- 
laubnis während eines Zeitraumes von zwei 
Monaten unter Aufsicht einer der in Nummer 1 
genannten Personen auf diesem Gebiet tätig 
gewesen sind, 

5. Personen mit einer staatlich geregelten, staat- 
lich anerkannten oder staatlich überwachten 
abgeschlossenen Ausbildung, wenn sie eine 
der vorbehaltenen Tätigkeiten nach § 9 aus- 
üben, sofern diese Tätigkeit Gegenstand ihrer 
Ausbildung und Prüfung war, 

6. Personen, die unter Aufsicht und Verantwor- 
tung einer der in Nummer 1 genannten Perso- 
nen tätig werden. 


III. ABSCHNITT 
Zuständigkeiten 

§ 11 

(1) Die Entscheidungen nach §§ 2 und 3, § 14 
Abs. 1 und 2 und § 15 Abs. 2 und 3 trifft die zustän- 
dige Behörde des Landes, in dem der Antragsteller 
die Prüfung abgelegt hat. 

(2) Die Entscheidungen nach §§ 2 und 3 in Ver- 
bindung mit § 4 und nach § 5 trifft die zuständige 
Behörde des Landes, in dem der Antragsteller oder 
der Inhaber der Erlaubnis 

1. seinen Wohnsitz hat, 

2. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
nicht gegeben ist, seinen Wohnsitz begrün- 
den will, oder 

3. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
oder 2 nicht gegeben ist, zuletzt seinen 
Wohnsitz gehabt hat. 

(3) Die Entscheidungen über die staatliche Aner- 
kennung einer Lehranstalt nach § 7 Abs. 1 Satz 1 
trifft die zuständige Behörde des Landes, in dem 
die Anstalt liegt. 


(4) Die Entscheidungen nach § 7 Abs. 3 und 4 
trifft die zuständige Behörde des Landes, in dem der 
Antragsteller an einem Lehrgang teilnehmen will. 

(5) Die Landesregierung bestimmt die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 


IV. ABSCHNITT 

Ordnungswidrigkeiten 
§ 12 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne Erlaubnis 
eine der in §§ 1 oder 13 genannten Berufsbezeich- 
nungen führt, 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 


V. ABSCHNITT 
Übergangsbestimmungen 
§ 13 

(1) Eine Erlaubnis nach § 1 des Gesetzes über 
die Ausübung des Berufs der medizinisch-techni- 
schen Assistentin vom 21. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 981), geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über die Ausübung des 
Berufs der medizinisch-technischen Assistentin vom 
18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1011), gilt als Er- 
laubnis im Sinne des § 1 Nr. 1 und des § 1 Nr. 2. 
Der Inhaber der Erlaubnis führt die Berufsbezeich- 
nung „medizinisch-technischer Assistent“ oder „me- 
dizinisch-technische Assistentin“ . 

(2) Ais Erlaubnis nach § 1 Nr. 3 gilt 

1, eine Anerkennung als technische Assisten- 
tin oder technischer Assistent an veteri- 
närmedizinischen Instituten entsprechend 
den Bestimmungen der Bekanntmachung 
über die Ausbildung der veterinärmedizi- 
nisch-technischen Assistentinnen des Baye- 
rischen Staatsministeriums des Innern vom 
19. April 1943 (Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsbl. S. 71) und nach den Be- 
stimmungen des Runderlasses des Preußi- 
schen Ministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft, Domänen und Forsten vom 8. Juli 
1930 betr. staatliche Prüfung von techni- 
schen Assistentinnen an veterinärmedizi- 
nischen Instituten in der Fassung des 
Runderlasses des Reichsministers des In- 
nern vom 22. September 1941 (Ministerial- 
blatt des Reichs- und Preußischen Ministe- 
riums des Innern S. 1750), 

2. eine Anerkennung als veterinärmedizi- 
nisch-technische Asistentin oder veterinär- 
medizinisch-technischer Assistent nach den 
Bestimmungen des Erlasses des Badischen 
Ministeriums der Landwirtschaft und Er- 
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nährung vom 27. März 1952 über die Aus- 
bildung, Prüfung und staatliche Anerken- 
nung landwirtschaftlich-technischer und 
veterinärmedizinisch-technischer Assisten- 
tinnen (Ministerialblatt der Landesregie- 
rung von Baden S. 114). 

§ 14 

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begon- 
nene Ausbildung als medizinisch-technische Assi- 
stentin oder medizinisch-technischer Assistent wird 
nach den bisher geltenden Vorschriften abgeschlos- 
sen. Nach Abschluß der Ausbildung erhält der Be- 
werber eine Erlaubnis nach § 1 des Gesetzes über 
die Ausübung des Berufs der medizinisch-techni- 
schen Assistentin vom 21. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 981), geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über die Ausübung des 
Berufs der medizinisch-technischen Assistentin vom 
18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1011). 

(2) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begon- 
nene Ausbildung als technischer Assistent oder als 
technische Assistentin an veterinärmedizinischen 
Instituten oder als veterinärmedizinisch-technischer 
Assistent oder als veterinärmedizinisch-technische 
Assistentin wird nach den bisher geltenden Vor- 
schriften abgeschlossen. Nach Abschluß der Ausbil- 
dung erhält der Bewerber eine Erlaubnis nach § 1 
Nr. 3. 

(3) Lehranstalten für medizinisch-technische As- 
sistentinnen, Lehranstalten für veterinärmedizinisch- 
technische Assistentinnen und Lehranstalten für 
technische Assistentinnen an veterinärmedizinischen 
Instituten, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
die staatliche Anerkennung erhalten haben, gelten 
weiterhin als staatlich anerkannt, falls die Aner- 
kennung nicht zurückgenommen wird. 

§ 15 

(1) Eine Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung 
der Tätigkeit als medizinisch-technische Gehilfin, 
die auf Grund der in § 21 des Gesetzes über die 
Ausübung des Berufs der medizinisch-technischen 
Assistentin vom 21. Dezember 1958 (Bundesge- 
setzbl. I S. 981), geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über die Ausübung des 
Berufs der medizinisch-technischen Assistentin vom 
18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1011), bezeichne- 
ten Bestimmungen vor Inkrafttreten des genannten 
Gesetzes erteilt worden ist, gilt im bisherigen Um- 
fang weiter. 

(2) Medizinisch-technische Gehilfinnen erhalten 
die Erlaubnis nach § 1 Nr. 1, 2 oder 3 abweichend 
von § 2 Nr. 4, wenn sie nach Teilnahme an einem 
um sechs Monate verkürzten Lehrgang die staat- 
liche Prüfung in der betreffenden Fachrichtung be- 
standen haben. 

(3) Medizinisch-technische Gehilfinnen, die min- 
destens zehn Berufsjahre nachweisen, erhalten ab- 


weichend von § 2 Nr. 4 eine Erlaubnis nach § 1 
Nr. 1, 2 oder 3, wenn sie die staatliche Prüfung in 
der betreffenden Fachrichtung bestanden haben. Die 
Teilnahme an einem Lehrgang ist nicht erforderlich. 


VI. ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 16 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 17 

Unberührt bleiben 

1. bundesgesetzliche Vorschriften, die für die 
Ausübung bestimmter Tätigkeiten den Besitz 
einer Erlaubnis zur Ausübung dieser Tätigkei- 
ten vorschreiben, 

2. die Vorschriften des Fleischbeschaurechts. 


§ 18 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1969 in Kraft. 

Gleichzeitig treten, soweit sich nicht aus § 14 Abs. 1 

und 2 etwas anderes ergibt, außer Kraft: 

1. das Gesetz über die Ausübung des Berufs der 
medizinisch-technischen Assistentin vom 21. De- 
zember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981), geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Ausübung des Berufs der medizinisch- 
technischen Assistentin vom 18. Juli 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1011), 

2. der Runderlaß des Preußischen Ministers für 
Landwirtschaft, Domänen und Forsten vom 8. Juli 
1930, betr. staatliche Prüfung von technischen 
Assistentinnen an veterinärmedizinischen Insti- 
tuten in der Fassung des Runderlasses des 
Reichsministers des Innern vom 22. September 
1941 (Ministerialblatt des Reichs- und Preußi- 
schen Ministeriums des Innern S. 1750), 

3. der Erlaß des Badischen Ministeriums der Land- 
wirtschaft und Ernährung vom 27. März 1952 
betr. Bestimmungen über die Ausbildung, Prü- 
fung und staatliche Anerkennung landwirtschaft- 
lich-technischer und veterinärmedizinisch-tech- 
nischer Assistentinnen (Ministerialbl. der Lan- 
desregierung von Baden S. 114), soweit er sich 
auf veterinärmedizinisch-technische Assistentin- 
nen bezieht. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Das Gesetz über technische Assistenten in der Me- 
dizin soll das Gesetz über die Ausübung des Berufs 
der medizinisch-technischen Assistentin vom 21. De- 
zember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981), geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Ausübung des Berufs der medizinisch-techni- 
schen Assistentin vom 18. Juli 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1011), ablösen. 

Der vorliegende Entwurf sieht im wesentlichen zwei 
Neuerungen gegenüber der bisherigen Rechtslage 
vor. Das ist einmal die Teilung des Berufs des me- 
dizinisch-technischen Assistenten in den Zweig 
„Laboratoriumstätigkeit" und in den Zweig „Radio- 
logie". Zum Anderen sollen die veterinärmedizinisch- 
technischen Assistenten erstmalig in eine bundes- 
gesetzliche Regelung einbezogen werden. 

Infolge des ständigen Fortschritts der medizinischen 
Wissenschaft ist der Wissensstoff, den der medizi- 
nisch-technische Assistent zu bewältigen hat, erheb- 
lich angewachsen. Es erscheint nicht mehr möglich, 
den medizinisch-technischen Assistenten während 
der nach den bisherigen Vorschriften vorgesehenen 
Ausbildungsdauer in einer Weise auszubilden, die 
es ihm ermöglicht,' den Anforderungen sowohl auf 
dem Gebiet des Labors als auch auf dem Gebiet der 
Radiologie gerecht zu werden. Da die Erfahrung 
gezeigt hat, daß der medizinisch-technische Assistent 
sehr oft seine Berufstätigkeit entweder auf das 
Gebiet der Laboratoriumstätigkeit oder der Rönt- 
gentätigkeit beschränkt, liegt es nahe, die Anpas- 
sung an die veränderten Verhältnisse nicht in der 
Verlängerung der Ausbildungsdauer, sondern in der 
Teilung des Berufes zu suchen. Auf diese Weise 
wird gewährleistet, daß der medizinisch-technische 
Assistent durch die notwendige intensive Ausbil- 
dung auf seinem Gebiet zu einer wertvollen Fach- 
kraft herangebildet wird. 

Die Einbeziehung des veterinärmedizinisch-techni- 
schen Assistenten in eine bundesgesetzliche Rege- 
lung ist notwendig, um den Beruf auf eine einheit- 
liche gesetzliche Grundlage zu stellen und damit 
eine unterschiedliche Entwicklung des Berufsbildes 
durch verschiedenartige Länderregelungen zu ver- 
hindern. 

Die vorgesehene Regelung auf Bundesebene dient 
aber nicht nur der einheitlichen Ordnung des Berufs. 
Sie trägt auch der Notwendigkeit Rechnung, durch 
eine Einführung des Bezeichnungsschutzes und den 
Vorbehalt bestimmter Tätigkeiten für die nach dem 
Gesetz ausgebildeten veterinärmedizinisch-techni- 
schen Assistenten den Schutz der Volksgesundheit 
zu gewährleisten. Die Erfahrung hat gezeigt, daß 
der veterinärmedizinisch-technische Assistent zu 
einem erheblichen Prozentsatz in medizinisch-wis- 


senschaftlichen Disziplinen oder auch speziell in der 
Humanmedizin tätig wird und auch auf dem Gebiet 
der Veterinärmedizin mit humanpathogenem Mate- 
rial arbeiten muß oder bei Untersuchungen mitzu- 
wirken hat, deren Ergebnisse von Bedeutung für die 
in gesundheitlicher Hinsicht zu treffenden Maßnah- 
men sind. Daraus ergibt sich, daß die Tätigkeiten 
der veterinärmedizinisch-technischen Assistenten mit 
denen der medizinisch-technischen Assistenten viel- 
fach übereinstimmen oder zumindest vergleichbar 
sind. Der veterinärmedizinisch-technische Assistent 
hat also eine nicht weniger bedeutende und verant- 
wortliche Tätigkeit zu leisten als der medizinisch- 
technische Assistent. Bei einer so weitgehenden 
Übereinstimmung des Berufsbildes der hier genann- 
ten Assistentengruppen erschiene es nicht vertret- 
bar, für den veterinärmedizinisch-technischen As- 
sistenten auf eine bundesgesetzliche Regelung zu 
verzichten, die für den medizinisch-technischen As- 
sistenten seit Jahren für notwendig gehalten wird 
und auch besteht. 

Außerdem darf nicht übersehen werden, daß sich die 
Tätigkeit des veterinärmedizinisch-technischen As- 
sistenten auf die Gesunderhaltung des Tierbestan- 
des auswirkt. Es muß daher davon ausgegangen 
werden, daß auch aus volkswirtschaftlichen Grün- 
den Veranlassung zu der vorgesehenen Regelung 
besteht. 

Bei den Berufskreisen besteht seit langem der 
Wunsch, den veterinärmedizinisch-technischen Assi- 
stenten in eine bundeseinheitliche Regelung einzu- 
beziehen. 

Die Ausbildung soll in jeder der drei Fachrichtungen 
in einem zweijährigen, auch eine praktische Ausbil- 
dung umfassenden Lehrgang an einer staatlich aner- 
kannten Lehranstalt erfolgen, der mit einer staat- 
lichen Prüfung abschließt. 

Der Entwurf sieht vor, daß Personen, die bereits 
eine Erlaubnis auf Grund des Gesetzes besitzen, 
unter erleichterten Bedingungen eine Erlaubnis für 
die anderen Fachrichtungen erwerben können. Inso- 
weit erscheint angesichts der vorgesehenen gemein- 
samen sechsmonatigen Grundausbildung und in An- 
betracht der Verwertbarkeit der in einer Fachrich- 
tung erworbenen Kenntnisse und Erfahrungen eine 
starke Verkürzung der Lehrgänge vertretbar. Der 
medizinisch-technische Laboratoriumsassistent und 
der veterinärmedizinisch-technische Assistent kön- 
nen die Erlaubnis als medizinisch-technischer Radio- 
logieassistent auf Grund einer staatlichen Prüfung 
nach einem einjährigen Lehrgang für Radiologie- 
assistenten erwerben. Der medizinisch-technische 
Radiologieassistent kann die Erlaubnis auf einem 
der beiden genannten anderen Fachgebiete ebenfalls 
auf Grund einer Prüfung nach einem einjährigen 
Lehrgang in der betreffenden Fachrichtung erlangen. 
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Besonders erleichtert ist der Zugang vom Beruf des 
medizinisch-technischen Laboratoriumsassistenten 
zu dem des veterinärmedizinisch-technischen Assi- 
stenten und umgekehrt. Da die Ausbildung auf bei- 
den Gebieten stark angenähert ist, erscheint als Vor- 
aussetzung für den Erwerb der Erlaubnis auf dem 
einen Fachgebiet durch Besitzer einer Erlaubnis für 
das andere Fachgebiet jeweils eine staatliche Ergän- 
zungsprüfung nach einem nur dreimonatigen Ergän- 
zungslehrgang ausreichend. 

Für die den medizinisch-technischen Assistenten vor- 
behaltenen Tätigkeiten wurde eine Regelung gefun- 
den, die der nunmehr vorgesehenen Teilung des 
Berufs des medizinisch-technischen Assistenten Rech- 
nung trägt, sich jedoch im übrigen weitgehend an 
den Grundgedanken der bisherigen Vorschriften an- 
lehnt. Auch den veterinärmedizinisch-technischen 
Assistenten sollen bestimmte Tätigkeiten Vorbehal- 
ten werden. Dabei handelt es sich sowohl um Tätig- 
keiten im veterinärmedizinisch-technischen Labor- 
dienst als auch auf dem Gebiet der Veterinärmedi- 
zin, insbesondere der Lebensmitteluntersuchung. 


Besonderer Teil 

Zu § 1 

Nach dieser Vorschrift ist die Ausübung einer Tätig- 
keit unter einer der genannten Berufsbezeichnungen 
erlaubnispflichtig. Die Vorschriften des Gesetzes 
gehen jedoch über einen bloßen Schutz der Berufs- 
bezeichnung insoweit hinaus, als bestimmte Tätig- 
keiten grundsätzlich den Inhabern einer Erlaubnis 
Vorbehalten werden (§ 9). 


Zu §§ 2 und 3 

Die Vorschriften betreffen die Voraussetzungen für 
die Erteilung einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 1 bis 3. 
Im Gegensatz zum bisherigen Recht ist der Besitz 
der bürgerlichen Ehrenrechte nicht ausdrücklich als 
eine solche Voraussetzung aufgeführt. Auf die 
Nebenstrafe des Verlustes der bürgerlichen Ehren- 
rechte wird bei der geplanten Strafrechtsreform 
ohnehin verzichtet werden. Außerdem werden die 
Tatbestände, die nach geltendem Recht zum Verlust 
der bürgerlichen Ehrenrechte führen, durch § 2 Nr. 2 
berücksichtigt. 

Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage ist die Aus- 
bildung nicht mehr aufgegliedert. Sie soll vielmehr 
in einem einheitlichen Lehrgang erfolgen, der theo- 
retischen und praktischen Unterricht sowie eine 
praktische Ausbildung umfaßt und mit einer staat- 
lichen Prüfung abschließt. Durch die Zusammen- 
fassung sollen die Ausbildungsmöglichkeiten ver- 
bessert und intensiviert werden. § 3 enthält die 
Sonderregelungen für die Ausbildung von Personen, 
die bereits eine Erlaubnis auf Grund des Gesetzes 
besitzen. 


Zu § 4 

In allen drei Fachrichtungen soll eine außerhalb des 
Geltungsbereiches des Gesetzes erworbene abge- 
schlossene Ausbildung die nach dem Gesetz vor- 
gesehene Ausbildung ersetzen können. Vorausset- 
zung ist nicht die Gleichwertigkeit der Ausbildung 
selbst, sondern die Gleichwertigkeit des Ausbil- 
dungsstandes. Dadurch erhalten auch Personen, 
deren Ausbildung an sich der im Gesetz vorgesehe- 
nen nicht vollständig gleichwertig ist, die Möglich- 
keit, eine Erlaubnis zu erwerben, wenn sie nachträg- 
lich die erforderlichen Kenntnisse erworben haben. 

§ 4 bezieht sich nicht nur auf die zweijährigen Lehr- 
gänge in den drei Fachrichtungen nach § 2 Nr. 4, 
sondern auch auf die Ausbildungen nach § 3. Die 
Vorschrift betrifft nur die Ausbildungsvoraussetzun- 
gen. Für die übrigen Voraussetzungen gelten die 
Bestimmungen des § 2 Nr. 1 bis 3. 

Zu §§ 5 und 6 

§ 5 regelt Rücknahme und Widerruf der in § 1 ge- 
nannten Erlaubnisse. § 6 schreibt die Anhörung des 
von einem Verfahren nach § 5 Betroffenen vor. 

Zu § 7 

Absatz 1 

Die Ausbildung soll nur in staatlich anerkannten 
Lehranstalten vermittelt werden, um ihre ordnungs- 
gemäße Durchführung sicherzustellen. Sie soll in 
einem einheitlichen Lehrgang durchgeführt werden 
(vgl. hierzu die Begründung zu §§ 2 und 3). 

Absatz 2 

Als Voraussetzung für den Zugang zum Lehrgang 
erscheint eine abgeschlossene Realschulbildung oder 
eine andere gleichwertige Ausbildung erforderlich, 
aber auch ausreichend. Eine vierteljährige pflege- 
rische Tätigkeit in einem Krankenhaus vor Beginn 
des Lehrgangs für die medizinisch-technischen Assis- 
tenten auf dem Gebiet der Humanmedizin ist im 
Gegensatz zum bisherigen Recht nicht mehr vor- 
gesehen. Die Erfahrungen der Praxis haben gezeigt, 
daß ein im Hinblick auf das Ausbildungsziel sinn- 
voller Einsatz im Krankenhaus während dieser Zeit 
kaum möglich ist. Die für den Umgang mit Kranken 
erforderlichen Grundkenntnisse können auch wäh- 
rend der praktischen Ausbildung innerhalb des 
Lehrgangs erworben werden. 

Es bedarf keiner Regelung für die Fälle, in denen 
Inhaber einer Erlaubnis nach dem Gesetz an einem 
Lehrgang in einer anderen Fachrichtung teilnehmen 
wollen, da davon auszugehen ist, daß diese Per- 
sonen ohnehin die erforderliche Vorbildung be- 
sitzen. 

Absatz 3 

Die Vorschrift verpflichtet die zuständigen Behör- 
den, auf Antrag eine Ausbildung in einer der drei 
Fachrichtungen, die nach den Vorschriften des Ge- 
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setzes erfolgt, auf eine andere Ausbildung nach dem 
Gesetz anzurechnen, soweit die Ausbildungen über- 
einstimmen. Dadurch soll sichergestellt werden, daß 
bei einem Wechsel der Fachrichtungen unnötige 
Verlängerungen der Ausbildung bzw. die noch- 
malige Teilnahme an bestimmten Unterrichtsver- 
anstaltungen soweit wie möglich vermieden werden. 
Eine vollständige Anrechnung wird stets in Be- 
tracht kommen, soweit es sich um die Ausbildung 
während der ersten sechs Monate des Lehrgangs 
handelt. Diese Ausbildung ist in allen drei Fach- 
richtungen inhaltsgleich (s. § 8). 

Absatz 4 

betrifft die Anrechnung anderer Ausbildungen auf 
einen Lehrgang nach dem Gesetz. Er bietet der zu- 
ständigen Behörde einen weiten Spielraum, um 
möglichst allen Fällen, in denen eine Anrechnung 
billigerweise in Betracht gezogen werden muß, ge- 
recht zu werden. Es ist insbesondere an folgende 
Fälle gedacht: 

1. Es liegt eine Ausbildung in einer der drei vom 
Gesetz erfaßten Fachrichtungen vor, die sich je- 
doch nicht nach den Vorschriften des Gesetzes 
vollzogen hat. Dieser Fall wird vermutlich häufig 
in bezug auf im Ausland abgeleistete Ausbildun- 
gen akut werden, wenn die Voraussetzungen 
des § 5 nicht gegeben sind. Eine Anrechnung kann 
hier sowohl auf einen Lehrgang in der gleichen 
Fachrichtung als auch auf einen Lehrgang in 
einer der anderen Fachrichtungen erfolgen, so- 
weit eine inhaltliche Übereinstimmung der Aus- 
bildungen festgestelli werden kann. 

2. Außerdem muß eine Anrechnung möglich sein, 
wenn es sich um eine Ausbildung als technischer 
Assistent einer vom Gesetz nicht erfaßten Fach- 
richtung handelt, wenn die betreffende Fachrich- 
tung einer von dem Gesetz erfaßten Fachrichtung 
ähnlich ist oder teilweise entspricht und die An- 
rechnung auf die Ausbildung in dieser Fachrich- 
tung erfolgen soll. Eine Anrechnungsmöglichkeit 
ist insoweit erforderlich, weil es inzwischen in 
Deutschland und auch im Ausland zahlreiche 
Gruppen von technischen Assistenten gibt, deren 
Ausbildung und Tätigkeit sich zum Teil auf Ge- 
genstände erstreckt, die auch Gegenstand der 
Ausbildung in einer der von diesem Gesetz er- 
faßten Fachrichtung sind. 

3. Eine Anrechenbarkeit muß ferner in Betracht 
kommen bei einer wissenschaftlichen Ausbil- 
dung, die sich auf Gebiete erstreckt hat, die den 
Fachrichtungen nach diesem Gesetz vergleichbar 
sind. 

4. Schließlich ist an die Ausbildung des Laboranten 
zu denken (z. B. Physiklaborant, Chemielaborant, 
Biologielaborant). Bei diesen Berufen handelt es 
sich um Lehrberufe mit einer weitgehend gere- 
gelten Ausbildung, die vom Bundesminister für 
Wirtschaft durch Erlaß staatlich anerkannt sind. 
Möglicherweise wird auch insoweit gelegentlich 


die Frage einer Anrechnung der Laborantenaus- 
bildung auf eine Ausbildung nach diesem Gesetz 
auftauchen. 

Da sich der Zugang zum Lehrgang auch in diesen 
Fällen nach § 7 des Gesetzes richtet, also die dort 
vorgesehenen Ausbildungsvoraussetzungen erfüllt 
sein müssen und mit Rücksicht darauf, daß durch die 
bei Abschluß des Lehrgangs stattfindende staatliche 
Prüfung eine Leistungskontrolle gewährleistet ist, 
bestehen keine Bedenken, die Anrechnungsvor- 
schrift so großzügig zu gestalten, wie es hier vorge- 
sehen ist. 


Zu § 8 

Es handelt sich um die Ermächtigungsnorm zum Er- 
laß der Ausbildungs- und Prüfungsordnungen. Um 
eine zu scharfe Trennung der einzelnen Fachrich- 
tungen voneinander zu vermeiden und einen Über- 
gang von der einen Fachrichtung zur anderen unter 
erleichterten Bedingungen zu ermöglichen, sieht die 
Vorschrift vor, daß in den Ausbildungs- und Prü- 
fungsordnungen eine für alle drei Fachrichtungen 
inhaltlich übereinstimmende Grundausbildung wäh- 
rend der ersten sechs Monate des zweijährigen 
Lehrgangs vorzuschreiben ist. 


Zu § 9 

Absatz 1 

entspricht im Grundgedanken dem § 11 Abs. 1 des 
Gesetzes von 1958. Aus der Trennung in die Fach- 
richtungen „Laboratoriumstätigkeit" und „Radiolo- 
gie" folgt, daß Personen mit einer Erlaubnis nach 
§ 1 Nr. 1 nur die Tätigkeiten im Laboratoriums- 
bereich (ausgenommen solche, bei denen mit radio- 
aktiven Stoffen gearbeitet wird und die daher un- 
ter Absatz 1 Nr. 2 fallen) und Personen mit einer 
Erlaubnis nach § 1 Nr. 2 nur die Hilfstätigkeiten bei 
der Anwendung energiereicher Strahlen und radio- 
aktiver Stoffe vorzubehalten sind. 

Absatz 2 

betrifft die vorbehaltenen Tätigkeiten auf dem Ge- 
biet der Veterinärmedizin. Bei den unter 1 genann- 
ten Tätigkeiten handelt es sich um solche, die den in 
Absatz 1 Nr. 1 genannten entsprechen. Bei den Tä- 
tigkeiten nach Absatz 2 Nr. 2 handelt es sich insbe- 
sondere um die Anwendung mikrobiologischer, se- 
rologischer, biochemischer, biologischer, histolo- 
gischer und histochemischer Methoden. Das Ergeb- 
nis der Untersuchungen auf diesem Gebiet ist oft- 
mals entscheidend für die Beurteilung der Genuß- 
tauglichkeit oder Verkehrsfähigkeit von Lebens- 
mitteln. 

Der Vorbehalt der genannten Tätigkeiten ist unter 
den bereits im allgemeinen Teil der Begründung 
und vorstehend genannten Gesichtspunkten erfor- 
derlich wegen ihrer mittelbaren Auswirkung auf die 
Gesundheit von Mensch und Tier. 


8 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/3461 


Anders als das bisherige Recht (§ 11 Abs. 2 des 
Gesetzes von 1958) enthält der Entwurf keine Be- 
stimmung darüber, daß einzelne der vorbehaltenen 
Tätigkeiten auch von Inhabern einer Erlaubnis nicht 
in selbständiger Berufstätigkeit ausgeübt werden 
dürfen. Eine solche Vorschrift erscheint entbehrlich. 
Entsprechend der bisherigen Regelung wäre ohne- 
hin die Beschränkung nur für die in Absatz 1 Nr. 1 
Buchstabe a und Buchstabe d und in Absatz 1 Nr. 2 
Satz 1 genannten Tätigkeiten in Betracht zu ziehen. 
Aber auch insoweit fordert der Gesundheitsschutz 
der Bevölkerung keine weiteren einschränkenden 
Regelungen. Bei den Tätigkeiten, die in Absatz 1 
Nr. 1 Buchstabe a und in Absatz 1 Nr. 2 Satz 1 ge- 
nannt sind, handelt es sich um „Hilfeleistungen“. 
Hilfeleistungen bei der Untersuchung von Körper- 
geweben und Hilfeleistungen bei der Anwendung 
ionisierender Strahlen und radioaktiver Stoffe sind 
begrifflich von einer selbständigen Ausübung aus- 
geschlossen. Der Begriff „Hilfeleistung" ist in die- 
sem Zusammenhang wörtlich zu verstehen. Er um- 
faßt die Verrichtung einzelner Teiltätigkeiten eines 
Arbeitsvorganges oder die Mitarbeit an einem Ar- 
beitsvorgang, deren selbständige Ausübung Personen 
mit einer qualifizierteren Ausbildung Vorbehalten 
ist. Bei der Untersuchung von Körpergeweben und 
bei der Anwendung von ionisierenden Strahlen an 
Menschen handelt es sich regelmäßig um Tätigkei- 
ten, die als Ausübung der Heilkunde in selbständi- 
ger Tätigkeit nur den hierzu berechtigten Personen 
gestattet sind. Für die Anwendung ionisierender 
Strahlen bzw. radioaktiver Stoffe gelten im übrigen 
ohnehin die einschlägigen Vorschriften des Strah- 
lenschutzrechts, die für die selbständige Ausübung 
bestimmter Tätigkeiten eine Erlaubnispflicht vorse- 
hen. Für Hilfeleistungen in selbständiger Tätigkeit 
durch medizinisch-technische Assistenten besteht da- 
her faktisch in diesem Rahmen überhaupt kein 
Raum. 

Soweit es sich um Arbeiten auf dem Gebiet der 
Mikrobiologie handelt, könnte eine besondere Ge- 
fahr allerdings beim Arbeiten mit Krankheitserre- 
gern gegeben sein. Insoweit ist jedoch auf die Vor- 
schriften der §§ 19 ff. des Bundes-Seuchengesetzes 
vom 18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1012), ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung des Bundes- 
Seuchengesetzes vom 23. Januar 1963 (Bundesge- 
setzbl. I S. 57) und der durch Bekanntmachung vom 
21. November 1917 in Kraft gesetzten Vorschriften 
über Krankheitserreger (Reichsgesetzbl. S. 1069), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 13. Juli 
1932 (Reichsgesetzbl. I S. 352), deren Vorschriften 
über das Arbeiten mit den Erregern von Tierseuchen 
fortgelten, zu verweisen. Sie knüpfen das Arbeiten 
mit bestimmten Krankheitserregern an den Besitz 
einer Erlaubnis, die nur an Personen mit der erfor- 
derlichen wissenschaftlichen Ausbildung erteilt wer- 
den kann. Aber auch soweit das Bundes-Seuchen- 
gesetz (§ 20) und die Vorschriften über Krank- 
heitserreger (§ 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 und 3) Aus- 
nahmen vom Erfordernis der Erlaubnis vorsehen, 
ist für eine selbständige Tätigkeit eines medizinisch- 
technischen Assistenten beim Arbeiten mit Krank- 
heitserregern kein Raum, weil sich die Ausnahme- 


vorschriften nur auf Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte 
bzw. auf entsprechend geleitete oder besonders be- 
aufsichtigte Einrichtungen beziehen. 

Der Entwurf verzichtet ebenfalls auf eine Bestim- 
mung, die, wie § 11 Abs. 2 des Gesetzes von 1958, 
die Vornahme bestimmter Tätigkeiten durch den 
medizinisch-technischen Assistenten an den Auftrag 
eines Arztes oder Zahnarztes bzw. Tierarztes knüpft. 
Eine entsprechende Regelung erscheint aus Grün- 
den des Gesundheitsschutzes nicht zwingend erfor- 
derlich. Nach den Bestimmungen über die Berechti- 
gung zur Ausübung der Heilkunde regelt es sich 
von selbst, wer im Rahmen der Ausübung der Heil- 
kunde einen Auftrag zu einer einschlägigen Hilfs- 
tätigkeit erteilen kann. Eine weitergehende Rege- 
lung, die auch den darüber hinausgehenden Bereich 
erfaßte, erscheint entbehrlich. 

Zu § 10 

Im Grundgedanken entspricht die Vorschrift der Re- 
gelung des bisherigen § 12 des Gesetzes von 1958. 
Sie enthält jedoch in Nummern 2 bis 6 eine Erweite- 
rung gegenüber dem bisherigen Recht. 

Nummer 2 erstreckt sich nicht nur auf die Ausbil- 
dung für die in Nummer 1 genannten Berufe, auf 
die Ausbildung nach dem Gesetz und nach den in 
§ 19 Nr. 1 und 2 genannten Vorschriften, sondern 
auch auf die Ausbildung zu anderen Berufen. Es ist 
nicht auszuschließen, daß sich die Ausbildungen 
für technische Assistenten anderer Fachrichtungen 
und auch die für die Laborantenberufe in einigen 
Teilen gelegentlich überschneiden. Die Erweiterung 
ist daher notwendig, um unnötige Schwierigkeiten 
zu vermeiden. 

Es erscheint vertretbar, daß die den medizinisch- 
technischen Laboratoriumsassistenten vorbehaltenen 
Tätigkeiten unter bestimmten Voraussetzungen auch 
von veterinärmedizinisch-technischen Assistenten 
und umgekehrt ausgeführt werden dürfen (Num- 
mer 2 und Nummer 4). Die den jeweiligen Berufen 
vorbehaltenen Tätigkeiten sind im Prinzip gleich; 
auch die Ausbildung in beiden Fachrichtungen er- 
streckt sich im Grundsätzlichen auf diese Tätigkei- 
ten. Es ist daher nicht erforderlich, für die Ausübung 
von einzelnen Tätigkeiten auf dem jeweils anderen 
Fachgebiet den zusätzlichen Erwerb der entspre- 
chenden Erlaubnis zu fordern. 

Die Regelung in Nummer 5 ist vor allem erforder- 
lich, um technischen Assistenten anderer als der 
vom Gesetz erfaßten Fachrichtungen und Laboranten 
den Zugang zu bestimmten Tätigkeiten, auf die sich 
ihre Ausbildung erstreckt hat, nicht zu verschließen. 
In der Praxis kann auf die Mitarbeit von Angehöri- 
gen dieser Berufe angesichts des Mangels an tech- 
nischen Assistenten in der Medizin nicht verzichtet 
werden. Soweit eine entsprechende Ausbildung vor- 
liegt, bestehen auch keine Bedenken, die Berufsan- 
gehörigen zu den betreffenden Tätigkeiten zuzulas- 
sen. Eine staatlich geregelte, staatlich anerkannte 
oder staatlich überwachte Ausbildung wird aller- 
dings vorausgesetzt. 
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Die Erweiterung in Nummer 6, die bei der Über- 
wachung nicht examinierter Hilfskräfte nicht mehr 
ausschließlich auf Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte 
abstellt, hat ihren Grund darin, daß die vorbehalte- 
nen Tätigkeiten nicht allein im ärztlichen Bereich 
anfallen. Soweit die Tätigkeiten nicht im Rahmen 
der Ausübung der Heilkunde verrichtet werden, 
spielen sie vor allem in Einrichtungen der Industrie 
und der Forschung eine Rolle. Insoweit muß jedoch 
unbedenklich die Hilfskraft auch unter der Verant- 
wortung von Berufsangehörigen anderer wissen- 
schaftlicher Disziplinen tätig werden können. 

Im Gegensatz zum bisherigen Recht spricht § 10 
Nr. 6 nur noch von der „Aufsicht" und „Verantwor- 
tung". Die Umschreibungen „ständige" und „aus- 
schließliche" haben in der Praxis zu Auslegungs- 
schwierigkeiten geführt. Da sich das Maß der Auf- 
sicht und der Verantwortung ohnehin nach den Er- 
fordernissen des Einzelfalles richtet, wird auf sie 
verzichtet. 


Zu § 11 

Die Vorschrift regelt die Zuständigkeit der Behör- 
den. 


Zu § 12 

Die Vorschrift befaßt sich mit den Ordnungswidrig- 
keiten. 


Zu § 13 

Absatz 1 

Da die Erlaubnis nach § 1 des Gesetzes von 1958 
zur Ausübung der vorbehaltenen Tätigkeiten so- 
wohl auf dem Gebiet der Laboratoriumstätigkeit als 
auch auf dem Gebiet der Radiologie berechtigt, muß 
diese Erlaubnis nach der im Entwurf vorgesehenen 
Trennung in zwei Fachrichtungen als Erlaubnis für 
beide Fachrichtungen gelten. Die Regelung ist im 
Hinblick auf die Regelung über die vorbehaltenen 
Tätigkeiten in § 9 Abs. 1 erforderlich. Die Vor- 
schrift erstreckt sich auch auf eine auf Grund der vor 
Inkrafttreten des Gesetzes von 1958 geltenden Be- 
stimmungen erteilte staatliche Anerkennung als me- 
dizinisch-technische Assistentin, da eine solche 
staatliche Anerkennung als Erlaubnis nach § 1 des 
Gesetzes von 1958 gilt (§ 15 Abs. 1 des Gesetzes 
von 1958). Die Beibehaltung der Berufsbezeichnung 
„medizinisch-technischer Assistent" und „medizi- 
nisch-technische Assistentin" erscheint aus prak- 
tischen Gründen zweckmäßig. 

Absatz 2 

Die nach früherem Recht erteilte Anerkennung als 
technische Assistentin an veterinärmedizinischen 
Instituten bzw. als veterinärmedizinisch-technische 
Assistentin soll als Erlaubnis nach § 1 Nr. 3 des 


Gesetzes gelten mit der Folge, daß der Inhaber die 
in § 9 Abs. 2 vorbehaltenen Tätigkeiten ausüben 
darf. Als Anerkennung als technische Assistentin 
oder technischer Assistent an veterinärmedizini- 
schen Instituten gilt auch eine auf Grund der Ent- 
schließung des Bayerischen Staatsministeriums des 
Innern vom 22. November 1962 — III 8 — 5508/3 — 
unter Zugrundelegung der in Nummer 1 genannten 
bayerischen Bestimmungen erteilte Anerkennung. 

Zu § 14 

Absatz 1 

betrifft diejenigen Personen, die sich bei Inkrafttre- 
ten des Gesetzes in der Ausbildung zum medizi- 
nisch-technischen Assistenten befinden. 

Absatz 2 

enthält die entsprechende Regelung für den vete- 
rinärmedizinisch-technischen Assistenten. Während 
jedoch dem hier angesprochenen Personenkreis 
eine Erlaubnis nach § 1 Nr. 3 erteilt werden kann, 
soll die medizinisch-technische Assistentin noch eine 
Erlaubnis nach altem Recht erhalten, die sie zur 
umfassenden Ausübung des Berufs sowohl auf dem 
Gebiet der Laboratoriumstätigkeit als auch der Ra- 
diologie berechtigt. Es erscheint aus praktischen 
Gründen unzweckmäßig, diesen Personen sowohl 
eine Erlaubnis nach § 1 Nr. 1 als auch eine Erlaub- 
nis nach § 1 Nr. 2 zu erteilen. 

Absatz 3 

betrifft die staatliche Anerkennung der vor Inkraft- 
treten des Gesetzes staatlich anerkannten Lehran- 
stalten. 


Zu § 15 

Absatz 1 

entspricht § 16 Abs. 1 des Gesetzes von 1958. 
Absatz 2 und Absatz 3 

legen die Ausbildungsvoraussetzungen für medizi- 
nisch-technische Gehilfinnen fest, die eine Erlaub- 
nis nach dem Gesetz über technische Assistenten in 
der Medizin erwerben wollen. 

Zu § 16 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 


Zu § 17 

Nummer 1 

dient der Klarstellung, daß durch die in §§ 9 und 10 
vorgesehenen Regelungen über die vorbehaltenen 
Tätigkeiten andere bundesgesetzliche Vorschriften, 


10 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/3461 


nach denen für die Ausübung bestimmter Tätigkei- 
ten und Arbeiten eine Erlaubnispflicht vorgesehen 
ist, nicht angetastet werden. Hier ist z. B. hinzuwei- 
sen auf die Gesetze für die Heilberufe und auf die 
§§ 19 ff. des Bundes-Seuchengesetzes und §§ 1 und 2 
der Vorschriften über Krankheitserreger, nach de- 
nen für das Arbeiten mit Krankheitserregern eine 
besondere Erlaubnis erforderlich ist, ferner auf 
§§ 3 ff. der Ersten Strahlenschutzverordnung, in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1653), die die Genehmigung 
für den Umgang mit radioaktiven Stoffen betreffen. 

Nummer 2 

soll klarstellen, daß die in § 4 Abs. 2 des Fleischbe- 
schaugesetzes in der Fassung vom 29. Oktober 1940 
(Reichsgesetzbl. 1 S. 1443), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Durchführungsgeset- 
zes EWG-Richtlinie Frisches Fleisch und des Fleisch- 
beschaugesetzes vom 18. April 1968 (Bundesge- 
setzbl. I S. 305), vorgesehene Möglichkeit, unter be- 
stimmten Voraussetzungen auch anderen Personen 
als Tierärzten die Schlachttier- und Fleischbeschau 
zu übcnlragen, durch die Regelung in § 10 Nr. 1 
nicht berührt wird. 


Zu § 18 

Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes 
und das Außerkrafttreten entgegenstehender Vor- 
schriften. 

Die voraussichtlichen Kosten der Ausführung des 
Gesetzes werden auf 1 Million jährlicher und 1,5 
Millionen einmaliger Mehrausgaben geschätzt. Die 
Kosten entfallen je zur Hälfte auf Länder und 
Gemeinden. Dem Bund entstehen durch die Aus- 
führung des Gesetzes keine Kosten. 

Die Ausführung des Gesetzes erfordert wegen der 
Aufteilung des Berufs des medizinisch-technischen 
Assistenten in den Zweig „Laboratoriumstätigkeit" 
und in den Zweig „Radiologie" sowie wegen der In- 
tensivierung der Ausbildung eine Erweiterung der 
Ausbildungsmöglichkeiten. Die jährliche Mehrbela- 
stung der Haushalte der Länder und Gemeinden er- 
gibt sich durch die Erhöhung der Ausgaben für 
Lehrkräfte und Lehrmittel. Die einmaligen Mehr- 
kosten entstehen durch notwendige bauliche und 
technische Erweiterungen der Lchrstätten, insbeson- 
dere durch die Einrichtung von Nuklear-Meßplätzen 
an einzelnen Lehranstalten. 
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